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A. Problem und Ziel

Das UN ECE-Übereinkommen vom 25. Februar 1991 über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen (Espoo-
Übereinkommen) (BGBl. 2002 II S. 1406) verpflichtet den für die Zu-
lassung von – näher bestimmten – Projekten zuständigen Staat dazu,
eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchzuführen und dabei
Behörden und die Öffentlichkeit anderer möglicherweise betroffener
Vertragsstaaten zu beteiligen, wenn ein solches Projekt voraussicht-
lich erhebliche nachteilige grenzüberschreitende Umweltauswirkun-
gen haben wird.

Diese grenzüberschreitende Beteiligung nach dem unter anderem von
Deutschland und Polen ratifizierten Übereinkommen entspricht den
Vorgaben der UVP-Richtlinie der EG. Ferner sieht das im Jahre 1998
in Kraft getretene Abkommen vom 7. April 1994 zwischen der Regie-
rung der der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der
Republik Polen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des
Umweltschutzes (BGBl. 1998 II S. 282) eine solche bilaterale Beteili-
gung vor.

Das Verfahren der grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprü-
fung trägt dem Umstand Rechnung, dass die möglichen Umweltaus-
wirkungen eines Projektes sich nicht auf ein Staatsgebiet begrenzen
lassen, und leistet daher einen wertvollen Beitrag zum kooperativen
Miteinander der Staaten im Nachbarschaftsverhältnis.

Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes
zu der Vereinbarung vom 11. April 2006
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland
und der Regierung der Republik Polen
über die Durchführung des Übereinkommens vom 25. Februar 1991
über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen
(Vertragsgesetz zur Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung)
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Zur effektiven Durchführung der grenzüberschreitenden Beteiligung
entsprechend den rechtlichen Vorgaben sowie zur sachgerechten Ver-
bindung der Verfahrensschritte in beiden Staaten haben die Bundes-
regierung und die Regierung der Republik Polen unter Beteiligung der
primär betroffenen Bundesländer Brandenburg, Mecklenburg-Vor-
pommern und Sachsen eine Vereinbarung zur grenzüberschreitenden
Umweltverträglichkeitsprüfung (Deutsch-Polnische UVP-Vereinba-
rung) erarbeitet und am 11. April 2006 in Neuhardenberg abgeschlos-
sen. Die Inhalte dieser Vereinbarung entsprechen der geltenden deut-
schen Rechtslage.

B. Lösung

Durch das geplante Vertragsgesetz sollen die verfassungsrechtlichen
Voraussetzungen nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes für
die Ratifikation der Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung herbeige-
führt werden.

C. Alternativen

Keine

D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Bund, Ländern und Gemeinden entstehen durch die Ratifikation der
Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung keine zusätzlichen Kosten.

2. Vollzugsaufwand

Ein erhöhter Verwaltungsaufwand für Bund, Länder und Gemeinden
ist durch die Ratifikation der Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung
nicht zu erwarten, da eine entsprechende Beteiligung anderer Staaten
bei Umweltverträglichkeitsprüfungen bereits durch das geltende deut-
sche Recht, durch das Espoo-Übereinkommen, durch die UVP-Richt-
linie der EG und durch das bilaterale Umweltschutzabkommen vom
7. April 1994 vorgeschrieben ist. Sofern sich Kosten auf Grund der
erforderlichen Übersetzungen von Unterlagen ergeben, sind diese
Kosten über Gebühren refinanzierungsfähig bzw. müssen bereits jetzt
nach der Verwaltungspraxis im gegenseitigen Verhältnis aufgewendet
werden.

E. Sonstige Kosten

Durch die Deutsch-Polnische UVP-Vereinbarung sind grundsätzlich
keine zusätzlichen Kosten für Unternehmen und Wirtschaft und damit
Auswirkungen auf das Preisniveau und insbesondere auf die Verbrau-
cherpreise zu erwarten, da eine entsprechende Beteiligung anderer
Staaten bei Umweltverträglichkeitsprüfungen bereits durch das gel-
tende deutsche Recht, durch das Espoo-Übereinkommen, durch die
UVP-Richtlinie der EG und durch das bilaterale Umweltschutzabkom-
men vom 7. April 1994 vorgeschrieben ist. Soweit für erforderliche
Übersetzungen über Gebührenerhebungen Kosten für private Vorha-
benträger entstehen können, entspricht dies bereits der geltenden
deutschen Rechtslage und Praxis und dient der Beschleunigung der
Verfahren; insgesamt kommt allenfalls ein geringfügiger Mehraufwand
im Rahmen der Verfahrenskosten in Betracht.
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz
beschlossen:

Artikel 1

Der in Neuhardenberg am 11. April 2006 unterzeichneten Vereinbarung zwi-
schen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der
Republik Polen über die Durchführung des Übereinkommens vom 25. Februar
1991 über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rah-
men (BGBl. 2002 II S. 1406) wird zugestimmt. Die Vereinbarung wird nachste-
hend veröffentlicht.

Artikel 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem die Vereinbarung nach ihrem Artikel 15 Abs. 1 in Kraft
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

E n t w u r f

Gesetz
zu der Vereinbarung vom 11. April 2006

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland
und der Regierung der Republik Polen

über die Durchführung des Übereinkommens vom 25. Februar 1991
über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen

(Vertragsgesetz zur Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung)

2006Vom
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Begründung zum Vertragsgesetz

I . A l l g e m e i n e r  Te i l

Die Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und
der Regierung der Republik Polen über die Durchführung des Übereinkommens
vom 25. Februar 1991 über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüber-
schreitenden Rahmen wurde im Rahmen des 12. Deutsch-Polnischen Umwelt-
rates am 11. April 2006 in Neuhardenberg (Deutschland) abgeschlossen. Die
Vereinbarung regelt im bilateralen Verhältnis die Einzelheiten des Verfahrens der
grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprüfung, die auf Grund des unter
anderem von Deutschland und Polen ratifizierten UN ECE-Übereinkommens
vom 25. Februar 1991 über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüber-
schreitenden Rahmen (Espoo-Übereinkommen) sowie auf Grund der UVP-
Richtlinie der EG und auf Grund des Abkommens vom 7. April 1994 zwischen
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik
Polen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes durchzu-
führen ist.

Die Durchführung dieser grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprüfung
setzt danach ein Projekt voraus, welches voraussichtlich erhebliche nachteilige
grenzüberschreitende Umweltauswirkungen haben wird, und umfasst dabei die
Beteiligung der Behörden und der Öffentlichkeit eines anderen möglicherweise
betroffenen Vertragsstaates. Das Verfahren der grenzüberschreitenden Umwelt-
verträglichkeitsprüfung trägt dem Umstand Rechnung, dass die möglichen Um-
weltauswirkungen eines Projektes sich nicht auf ein Staatsgebiet begrenzen las-
sen. Die grenzüberschreitende Beteiligung dient daher insbesondere der Trans-
parenz der Entscheidungsprozesse und stärkt zugleich die vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit zwischen Nachbarstaaten.

Ziel der Vereinbarung ist es, durch konkrete Regelungen und ein transparentes
Verfahren die Durchführung von grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeits-
prüfungen zwischen Deutschland und Polen zu erleichtern und zu beschleuni-
gen. Dazu werden die Vorgaben des UN ECE-Übereinkommens durch die Ver-
einbarung ergänzt und auf die speziellen Bedürfnisse des gegenseitigen Verhält-
nisses zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen ange-
passt. Die Inhalte dieser Vereinbarung entsprechen der geltenden deutschen
Rechtslage.

I I . B e s o n d e r e r  Te i l

Zu Artikel 1

Auf die Vereinbarung findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen-
dung, da sie sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht.

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 Satz 5 und 6 des
Grundgesetzes erforderlich, weil die Vereinbarung, die innerstaatlich in Geltung
gesetzt wird, Verfahrensregelungen enthält und insoweit für abweichendes Lan-
desrecht keinen Raum lässt.

Zu Artikel 2

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem die Vereinbarung nach ihrem Artikel 15
Abs. 1 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

Schlussbemerkung

Für Bund, Länder und Gemeinden werden sich aus der Ratifikation der Deutsch-
Polnischen UVP-Vereinbarung keine unmittelbaren zusätzlichen Kosten erge-
ben, da eine entsprechende Beteiligung der Republik Polen bei Umweltverträg-
lichkeitsprüfungen bereits durch das geltende deutsche Recht, durch das
Espoo-Übereinkommen, durch die UVP-Richtlinie der EG und durch das bilate-
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rale Umweltschutzabkommen vom 7. April 1994 vorgeschrieben ist. Sofern sich
Kosten auf Grund der erforderlichen Übersetzungen von Unterlagen ergeben,
sind diese Kosten über Gebühren refinanzierungsfähig bzw. müssen bereits jetzt
nach der Verwaltungspraxis im gegenseitigen Verhältnis aufgewendet werden.

Durch die Deutsch-Polnische UVP-Vereinbarung sind grundsätzlich keine zu-
sätzlichen Kosten für Unternehmen und Wirtschaft und damit Auswirkungen auf
das Preisniveau und insbesondere auf die Verbraucherpreise zu erwarten, da
eine entsprechende Beteiligung anderer Staaten bei Umweltverträglichkeitsprü-
fungen bereits durch das geltende deutsche Recht, durch das Espoo-Überein-
kommen, durch die UVP-Richtlinie der EG und durch das bilaterale Umwelt-
schutzabkommen vom 7. April 1994 vorgeschrieben ist. Soweit für erforderliche
Übersetzungen über Gebührenerhebungen Kosten für private Vorhabenträger
entstehen können, entspricht dies bereits der geltenden deutschen Rechtslage
und Praxis und dient der Beschleunigung der Verfahren; insgesamt kommt
allenfalls ein geringfügiger Mehraufwand im Rahmen der Verfahrenskosten in
Betracht.
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Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

und

die Regierung der Republik Polen –

im Folgenden „Vertragsparteien“ genannt,

im Bewusstsein der Bedeutung der grenzüberschreitenden

Zusammenarbeit bei der Vermeidung, Verminderung und

Überwachung von Umweltauswirkungen im Allgemeinen und

insbesondere bei geplanten Projekten, die zu erheblichen

nachteiligen grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen füh-

ren können,

unter Berücksichtigung des Abkommens vom 7. April 1994

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und

der Regierung der Republik Polen über die Zusammenarbeit

auf dem Gebiet des Umweltschutzes, im Folgenden „Abkom-

men von 1994“ genannt, und dessen Bestimmungen über die

Anwendung der grenzüberschreitenden Umweltverträglich-

keitsprüfung,

entschlossen, zum beiderseitigen Nutzen das Übereinkom-

men vom 25. Februar 1991 über die Umweltverträglichkeits-

prüfung im grenzüberschreitenden Rahmen, im Folgenden

„Espoo-Übereinkommen“ genannt, zwischen der Bundes-

republik Deutschland und der Republik Polen anzuwenden,

im Bewusstsein, dass konkrete Regelungen und ein trans-

parentes Verfahren die Durchführung von grenzüberschreiten-

den Umweltverträglichkeitsprüfungen zwischen der Bundes-

republik Deutschland und der Republik Polen erleichtern und

beschleunigen,

in der Absicht, dafür Sorge zu tragen, dass die grenzüber-

schreitenden Umweltauswirkungen geplanter Projekte unter

Beteiligung der Behörden und der Öffentlichkeit der Bundes-

republik Deutschland und der Republik Polen so frühzeitig und

umfassend wie möglich ermittelt, beschrieben und bewertet

werden und dass die Ergebnisse der Umweltverträglichkeits-

prüfung bei der Zulassung der geplanten Projekte angemessen

berücksichtigt werden,

Rzàd Republiki Federalnej Niemiec 

i

Rzàd Rzeczypospolitej Polskiej

zwane dalej „Umawiajàcymi si´ Stronami”,

Êwiadome znaczenia transgranicznej wspó∏pracy przy 

zapobieganiu, zmniejszaniu i monitorowaniu oddzia∏ywania na

Êrodowisko w aspekcie ogólnym, a przede wszystkim w konte-

kÊcie planowanych dzia∏alnoÊci, które mogà spowodowaç

znaczàce szkodliwe transgraniczne oddzia∏ywanie na Êrodo-

wisko, 

uwzgl´dniajàc Umow´ mi´dzy Rzàdem Republiki Federalnej

Niemiec a Rzàdem Rzeczypospolitej Polskiej o wspó∏pracy w

dziedzinie ochrony Êrodowiska z dnia 7 kwietnia 1994 roku,

zwanà dalej „Umowà z 1994 roku”, oraz jej postanowienia w

sprawie post´powania dotyczàcego transgranicznego

oddzia∏ywania na Êrodowisko, 

zdecydowane z obopólnà korzyÊcià stosowaç mi´dzy Re-

publikà Federalnà Niemiec a Rzeczàpospolità Polskà Kon-

wencj´ o ocenach oddzia∏ywania na Êrodowisko w kontekÊcie

transgranicznym z dnia 25 lutego 1991 r., zwanà dalej „Kon-

wencjà z Espoo”,

Êwiadome, ˝e konkretne regulacje oraz przejrzyste procedu-

ry u∏atwià oraz przyspieszà realizacj´ post´powaƒ w sprawie

ocen oddzia∏ywania na Êrodowisko w kontekÊcie transgra-

nicznym mi´dzy Republikà Federalnà Niemiec a Rzeczàpos-

polità Polskà, 

zamierzajàc zadbaç o to, aby oddzia∏ywanie transgraniczne

na Êrodowisko planowanych dzia∏alnoÊci by∏o rozpoznawane,

opisywane i oceniane tak szybko i wnikliwie, jak to mo˝liwe

przy udziale organów i opinii publicznej Republiki Federalnej

Niemiec i Rzeczypospolitej Polskiej oraz o to, aby wyniki oceny

tego oddzia∏ywania by∏y odpowiednio brane pod uwag´ przy

wydawaniu decyzji dotyczàcej planowanej dzia∏alnoÊci,

Vereinbarung
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland

und der Regierung der Republik Polen
über die Durchführung des Übereinkommens vom 25. Februar 1991

über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen

Umowa
mi´dzy Rzàdem Republiki Federalnej Niemiec

a Rzàdem Rzeczypospolitej Polskiej
o realizacji Konwencji o ocenach oddzia∏ywania na Êrodowisko

w kontekÊcie transgranicznym z dnia 25 lutego 1991 r.
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unter Beteiligung der deutschen Bundesländer Brandenburg,

Mecklenburg-Vorpommern und des Freistaates Sachsen –

haben Folgendes vereinbart:

Artikel 1

Anwendungsbereich

(1) Diese Vereinbarung findet auf jedes geplante Projekt

Anwendung, welches erhebliche nachteilige grenzüberschrei-

tende Auswirkungen auf die Umwelt des Staatsgebietes der

anderen Vertragspartei haben kann und für das nach den gel-

tenden innerstaatlichen Rechtsvorschriften der Ursprungspar-

tei eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchgeführt und

eine UVP-Dokumentation angefertigt wird. 

(2) Bei der Umweltverträglichkeitsprüfung des geplanten

Projektes nach Absatz 1 finden die Artikel 2 bis 7 des Espoo-

Übereinkommens sowie die Bestimmungen dieser Verein-

barung Anwendung. Insbesondere schränken die Bestim-

mungen dieser Vereinbarung die Rechte der Vertragsparteien

nach Artikel 2 Absatz 8 des Espoo-Übereinkommens nicht ein.

(3) Sofern das Projekt nach Absatz 1 ebenfalls einer Prü-

fung im Hinblick auf die Auswirkungen auf die Wasserwirt-

schaft an den Grenzgewässern gemäß Artikel 6 Absatz 3 des

Vertrages vom 19. Mai 1992 zwischen der Bundesrepublik

Deutschland und der Republik Polen über die Zusammen-

arbeit auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft an den Grenz-

gewässern unterliegt, wird für den Teil der Prüfung, der

Umweltauswirkungen betrifft, nur ein UVP-Verfahren nach den

Bestimmungen dieser Vereinbarung durchgeführt. Die Ur-

sprungspartei unterrichtet die Grenzgewässerkommission,

wenn sie ein grenzüberschreitendes UVP-Verfahren für ein

solches Projekt durchführt.

(4) Wird über die Zulässigkeit eines geplanten Projektes

nach Absatz 1 im Rahmen von mehreren Verfahren oder Ver-

fahrensabschnitten entschieden, so findet diese Vereinbarung

auf alle Verfahren oder Verfahrensabschnitte Anwendung, in

denen eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt und

eine UVP-Dokumentation für das geplante Projekt erstellt wird.

Artikel 2

Benachrichtigung

(1) Die Vertragsparteien werden sich unverzüglich über alle

im Artikel 1 Absatz 1 dieser Vereinbarung bezeichneten

geplanten Projekte, von denen sie Kenntnis erhalten, benach-

richtigen. Mit der Benachrichtigung werden die Angaben nach

Artikel 3 Absatz 2 des Espoo-Übereinkommens übermittelt. 

(2) Die Benachrichtigung nach Absatz 1 wird wie folgt über-

mittelt:

1. Ist die Bundesrepublik Deutschland die Ursprungspartei,

so übersendet die für die Umweltverträglichkeitsprüfung

des geplanten Projektes zuständige Behörde des Bundes-

landes, auf dessen Gebiet das geplante Projekt durch-

geführt werden soll, die Benachrichtigung an den für die

Angelegenheiten der Umwelt zuständigen Minister der

Republik Polen. Sofern eine Behörde des Bundes die für

die Umweltverträglichkeitsprüfung zuständige Behörde ist,

führt diese die Benachrichtigung durch. Darüber hinaus

unterrichtet die zuständige deutsche Behörde gleichzeitig

przy udziale niemieckich krajów zwiàzkowych Brandenbur-

gii, Meklemburgii-Pomorza Przedniego i Wolnego Paƒstwa

Saksonii, 

uzgodni∏y co nast´puje:

Artyku∏ 1 

Zakres stosowania

1. Umowa niniejsza ma zastosowanie do ka˝dej planowanej

dzia∏alnoÊci, która mo˝e spowodowaç znaczàce szkodliwe

transgraniczne oddzia∏ywanie na Êrodowisko terytorium

paƒstwa drugiej Umawiajàcej si´ Strony i dla której przepro-

wadza si´ zgodnie z wewn´trznymi przepisami prawnymi

obowiàzujàcymi w paƒstwie Strony pochodzenia, post´powanie

w sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko oraz sporzàdza

si´ dokumentacj´ oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko plano-

wanej dzia∏alnoÊci. 

2. Przy post´powaniu w sprawie oceny oddzia∏ywania na

Êrodowisko planowanej dzia∏alnoÊci, o której mowa w

ust´pie 1, majà zastosowanie artyku∏y od 2 do 7 Konwencji z

Espoo oraz postanowienia niniejszej Umowy. W szczególnoÊci,

postanowienia niniejszej Umowy nie ograniczajà prawa

Umawiajàcych si´ Stron, o którym mowa w artykule 2 ust´p 8

Konwencji z Espoo. 

3. Je˝eli dzia∏alnoÊç, o której mowa w ust´pie 1, podlega

równie˝ ocenie oddzia∏ywania na gospodark´ wodnà na

wodach granicznych zgodnie z artyku∏em 6 ust´p 3 Umowy

mi´dzy Republikà Federalnà Niemiec a Rzeczàpospolità

Polskà o wspó∏pracy w dziedzinie gospodarki wodnej na

wodach granicznych z dnia 19 maja 1992 r., której cz´Êcià jest

post´powanie w sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko,

to dla tej dzia∏alnoÊci przeprowadza si´ tylko jedno post´powanie

w sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko zgodnie z

postanowieniami niniejszej Umowy. JeÊli przeprowadzane jest

post´powanie w sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko

w kontekÊcie transgranicznym dla takiej dzia∏alnoÊci, Strona

pochodzenia informuje Komisj´ do spraw Wód Granicznych.

4. Je˝eli o dopuszczalnoÊci planowanej dzia∏alnoÊci, o której

mowa w ust´pie 1, rozstrzyga si´ w ramach kilku post´powaƒ

lub etapów post´powaƒ, Umowa niniejsza znajduje zastoso-

wanie do wszystkich post´powaƒ lub etapów post´powaƒ, 

w których przeprowadzane jest post´powanie w sprawie 

oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko oraz sporzàdza si´

dokumentacj´ oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko planowanej

dzia∏alnoÊci.

Artyku∏ 2

Powiadamianie

1. Umawiajàce si´ Strony b´dà powiadamia∏y si´ o wszyst-

kich planowanych dzia∏alnoÊciach okreÊlonych w artykule 1

ust´p 1 niniejszej Umowy niezw∏ocznie po uzyskaniu informa-

cji o takiej dzia∏alnoÊci. Wraz z powiadomieniem przekazane

zostanà dane zgodnie z artyku∏em 3 ust´p 2 Konwencji z

Espoo.

2. Powiadomienie, o którym mowa w ust´pie 1, b´dzie

przekazywane w nast´pujàcy sposób:

1) je˝eli Stronà pochodzenia jest Republika Federalna

Niemiec, powiadomienie przekazuje organ kraju zwiàzko-

wego w∏aÊciwy do przeprowadzenia post´powania w

sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko planowanej

dzia∏alnoÊci, na obszarze którego ma byç realizowana

planowana dzia∏alnoÊç, ministrowi w∏aÊciwemu do spraw

Êrodowiska Rzeczypospolitej Polskiej. Je˝eli organem

w∏aÊciwym do spraw oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko

jest organ federalny to ten organ przekazuje to powiado-

mienie. Ponadto w∏aÊciwy niemiecki organ informuje
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das für die Angelegenheiten des Umweltschutzes zustän-

dige Bundesministerium und das entsprechende Ministe-

rium des betreffenden Bundeslandes über den Inhalt der

durchgeführten Benachrichtigung. 

2. Ist die Republik Polen die Ursprungspartei, so übersendet

der für die Angelegenheiten der Umwelt zuständige Minister

der Republik Polen die Benachrichtigung gleichzeitig an

das für die Angelegenheiten des Umweltschutzes zustän-

dige Ministerium des Bundeslandes der Bundesrepublik

Deutschland, in dessen Gebiet das geplante Projekt erheb-

liche nachteilige grenzüberschreitende Umweltauswirkun-

gen haben kann, und an das für die Angelegenheiten des

Umweltschutzes zuständige Bundesministerium der Bun-

desrepublik Deutschland.

(3) Die betroffene Vertragspartei bestätigt der Ursprungs-

partei unverzüglich den Erhalt der Benachrichtigung nach

Absatz 1 und teilt unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb

von 30 Tagen nach dem Tag des Eingangs der Benachrich-

tigung mit, ob sie beabsichtigt, an der Umweltverträglichkeits-

prüfung mitzuwirken. Falls die betroffene Vertragspartei beab-

sichtigt, an der Umweltverträglichkeitsprüfung mitzuwirken,

teilt sie der Ursprungspartei zugleich mit, welche Behörden 

1. für die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung im

grenzüberschreitenden Rahmen, insbesondere für die Ent-

gegennahme der UVP-Dokumentation nach Artikel 3, 

2. für die Durchführung von Konsultationen nach Artikel 7

sowie 

3. für die Entgegennahme der Entscheidung nach Artikel 8

zuständig sind.

(4) Glaubt eine der beiden Vertragsparteien, dass die

Umwelt auf ihrem Staatsgebiet von einer erheblichen nach-

teiligen grenzüberschreitenden Auswirkung eines unter Arti-

kel 1 fallenden Projektes betroffen ist, und hat eine Benach-

richtigung nach Absatz 1 nicht stattgefunden, so übersendet

die Ursprungspartei auf Ersuchen der betroffenen Vertragspar-

tei die in Absatz 1 genannten Angaben. Nach Erhalt dieser An-

gaben verfährt die betroffene Vertragspartei nach Absatz 3.

(5) Hat die betroffene Vertragspartei mitgeteilt, dass sie an

der Umweltverträglichkeitsprüfung mitwirken wird, so über-

mittelt die Ursprungspartei, sofern nicht bereits nach Absatz 1

geschehen, die Angaben nach Artikel 3 Absatz 5 des Espoo-

Übereinkommens. Die Ursprungspartei wird die betroffene

Vertragspartei über die Behörden, die am UVP-Verfahren

beteiligt sind, zum Zeitpunkt der Benachrichtigung gemäß

Absatz 1 oder spätestens zum Zeitpunkt der Übersendung der

UVP-Dokumentation informieren.

(6) Muster für die Benachrichtigung, die Empfangsbestä-

tigung der Benachrichtigung und die Teilnahmeerklärung sind

in den Anlagen 1 bis 3, die Bestandteil dieser Vereinbarung

sind, festgelegt.

Artikel 3

UVP-Dokumentation

(1) Hat die betroffene Vertragspartei mitgeteilt, dass sie an

der Umweltverträglichkeitsprüfung mitwirken will, so ist die

Ursprungspartei verpflichtet, die UVP-Dokumentation ein-

schließlich der Übersetzungen nach Artikel 11 Absatz 1 Num-

mer 2 dieser Vereinbarung unverzüglich nach ihrer Erstellung

gemäß Artikel 4 Absatz 1 des Espoo-Übereinkommens der

betroffenen Vertragspartei zu übermitteln.

równoczeÊnie federalne ministerstwo w∏aÊciwe do spraw

Êrodowiska i odpowiednie ministerstwo odnoÊnego kraju

zwiàzkowego o treÊci przekazanego powiadomienia,

2) je˝eli Stronà pochodzenia jest Rzeczpospolita Polska,

minister w∏aÊciwy do spraw Êrodowiska Rzeczypospolitej

Polskiej przekazuje równoczeÊnie powiadomienie minis-

terstwu w∏aÊciwemu do spraw Êrodowiska kraju zwiàzko-

wego Republiki Federalnej Niemiec, na terytorium którego

planowana dzia∏alnoÊç mo˝e spowodowaç znaczàce

szkodliwe oddzia∏ywanie transgraniczne na Êrodowisko

planowanej dzia∏alnoÊci oraz federalnemu ministerstwu

w∏aÊciwemu do spraw Êrodowiska Republiki Federalnej

Niemiec. 

3. Strona nara˝ona potwierdzi niezw∏ocznie Stronie

pochodzenia odbiór powiadomienia zgodnie z ust´pem 1 i

powiadomi niezw∏ocznie, najpóêniej jednak w ciàgu 30 dni od

dnia otrzymania tego powiadomienia, czy zamierza uczest-

niczyç w post´powaniu w sprawie oceny oddzia∏ywania na

Êrodowisko. Je˝eli Strona nara˝ona zamierza uczestniczyç w

tym post´powaniu, poinformuje jednoczeÊnie Stron´ pocho-

dzenia, które organy b´dà w∏aÊciwe w sprawach:

1) przeprowadzenia post´powania w sprawie oceny

oddzia∏ywania na Êrodowisko w kontekÊcie transgra-

nicznym, w szczególnoÊci w zakresie przyj´cia dokumen-

tacji oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko zgodnie z

artyku∏em 3,

2) prowadzenia konsultacji przed wydaniem decyzji zgodnie z

artyku∏em 7,

3) otrzymania decyzji zgodnie z artyku∏em 8.

4. Je˝eli jedna z Umawiajàcych si´ Stron uwa˝a, ˝e Êrodo-

wisko  na terytorium jej paƒstwa jest nara˝one na znaczàce

szkodliwe transgraniczne oddzia∏ywanie dzia∏alnoÊci, o której

mowa w artykule 1 i nie zosta∏a powiadomiona zgodnie z

ust´pem 1, to Strona pochodzenia przeÊle na proÊb´ Strony

nara˝onej dane zgodne z ust´pem 1. Po otrzymaniu tych

danych Strona nara˝ona post´puje zgodnie z ust´pem 3.

5. Je˝eli Strona nara˝ona poinformuje, ˝e chce wziàç udzia∏

w post´powaniu w sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko,

to Strona pochodzenia przeka˝e, je˝eli nie mia∏o to wczeÊniej

miejsca zgodnie z ust´pem 1, dane zgodnie z artyku∏em 3

ust´p 5 Konwencji z Espoo. Strona pochodzenia poinformuje

Stron´ nara˝onà, które organy b´dà uczestniczy∏y w

post´powaniu w sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko

w momencie powiadomienia, o którym mowa w ust´pie 1, lub

najpóêniej w momencie przekazania dokumentacji oceny

oddzia∏ywania na Êrodowisko.

6. Wzory powiadomienia, potwierdzenia odbioru powiado-

mienia i deklaracji uczestnictwa sà okreÊlone w za∏àcznikach 1–3

stanowiàcych integralnà cz´Êç niniejszej Umowy. 

Artyku∏ 3 

Dokumentacja oceny oddzia∏ywania
na Êrodowisko

1. Po zadeklarowaniu przez Stron´ nara˝onà uczestnictwa

w post´powaniu w sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodowis-

ko, Strona pochodzenia jest obowiàzana do przekazania Stro-

nie nara˝onej dokumentacji sporzàdzonej zgodnie z arty-

ku∏em 4 ust´p 1 Konwencji z Espoo, ∏àcznie z t∏umaczeniami

wymienionymi w artykule 11 ust´p 1 punkt 2, niezw∏ocznie po

jej sporzàdzeniu.
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(2) Die Ursprungspartei setzt der betroffenen Vertragspartei

gleichzeitig mit Übersendung der UVP-Dokumentation eine

angemessene Frist, innerhalb derer Stellungnahmen oder Ein-

wände von den Verfahrensteilnehmern der betroffenen Ver-

tragspartei übermittelt werden können. Bei der Bemessung der

Frist wird die Ursprungspartei im Rahmen ihrer innerstaat-

lichen Rechtsvorschriften die Art des geplanten Projektes, die

Art und den Umfang der voraussichtlichen Umweltauswir-

kungen auf das Staatsgebiet der betroffenen Vertragspartei

und die Notwendigkeit, das grenzüberschreitende UVP-Ver-

fahren so bald wie möglich abzuschließen, berücksichtigen.

Die Frist soll außer in besonderen Fällen drei Monate nicht

überschreiten.

Artikel 4

Mitwirkung der Öffentlichkeit

(1) Die Vertragsparteien stellen die Beteiligung der Öffent-

lichkeit am Verfahren der Umweltverträglichkeitsprüfung des

geplanten Projektes, das im Artikel 1 Absatz 1 genannt wird,

nach den Grundsätzen, die mit ihren Rechtsvorschriften über-

einstimmen, sicher. Die Öffentlichkeit der betroffenen Ver-

tragspartei kann ihre Anmerkungen und Einwände innerhalb

einer solchen Frist äußern, die für die Öffentlichkeit der

Ursprungspartei vorgesehen ist. Über dieses Verfahren wird

die Öffentlichkeit der betroffenen Vertragspartei durch die

zuständige Behörde der betroffenen Vertragspartei durch die

Bekanntmachung der Information über die Eröffnung des Ver-

fahrens und die Auslegung der Dokumentation, die in Artikel 3

Absatz 1 genannt ist, informiert, zusammen mit der Bekannt-

gabe von Bedingungen über die Abgabe von Anmerkungen

und Einwänden sowie über die Voraussetzungen, unter denen

die Entscheidung angefochten werden kann. Die zuständige

Behörde der Ursprungspartei wird über den Termin der Aus-

legung der Dokumentation zur Einsichtnahme für die Öffent-

lichkeit der betroffenen Vertragspartei unterrichtet.

(2) Die Öffentlichkeit der betroffenen Vertragspartei kann

ihre Anmerkungen oder Einwände unmittelbar an die für die

Entscheidung über das geplante Projekt zuständige Behörde

der Ursprungspartei übersenden.

(3) Wenn die Ursprungspartei eine Erörterung über die

Anmerkungen und Einwände der Öffentlichkeit durchführt, teilt

sie der betroffenen Vertragspartei den Termin und den Ort der

Erörterung frühzeitig mit. Die zuständige Behörde der betroffe-

nen Vertragspartei benachrichtigt die eigene Öffentlichkeit

über den Termin und den Ort der von der Ursprungspartei

durchgeführten Erörterung.

Artikel 5

Stellungnahmen der Behörden

(1) Ist die Republik Polen die betroffene Vertragspartei, so

übersendet der für die Angelegenheiten der Umwelt zustän-

dige Minister der Republik Polen seine Stellungnahme zu dem

geplanten Projekt gleichzeitig an das für die Angelegenheiten

des Umweltschutzes zuständige Bundesministerium der Bun-

desrepublik Deutschland, an das für die Angelegenheiten des

Umweltschutzes zuständige Ministerium des jeweiligen Bun-

deslandes der Bundesrepublik Deutschland sowie an die für

die Umweltverträglichkeitsprüfung des geplanten Projektes

zuständige Behörde, die die in Artikel 2 Absatz 1 genannte

Benachrichtigung durchgeführt hat.

(2) Ist die Bundesrepublik Deutschland die betroffene Ver-

tragspartei, so übersenden die in ihrem umweltbezogenen Auf-

gabenbereich berührten deutschen Behörden ihre Stellung-

nahmen zum geplanten Projekt gleichzeitig an den für die

Angelegenheiten der Umwelt zuständigen Minister der Re-

publik Polen und an die für die Entscheidung zuständige Be-

hörde.

2. Strona pochodzenia ustali równoczeÊnie z przes∏aniem

dokumentacji oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko stosowny

termin dla Strony nara˝onej, w którym uczestnicy post´powa-

nia Strony nara˝onej mogà wyraziç uwagi lub zastrze˝enia.

Przy ustalaniu terminu Strona pochodzenia uwzgl´dni w

ramach wewn´trznych przepisów prawnych rodzaj planowanej

dzia∏alnoÊci, rodzaj i skal´ prawdopodobnego oddzia∏ywania

na Êrodowisko na terytorium Strony nara˝onej, a tak˝e

koniecznoÊç mo˝liwie jak najszybszego zakoƒczenia

post´powania w sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko

w kontekÊcie transgranicznym. Termin poza szczególnymi

przypadkami nie powinien przekraczaç trzech miesi´cy. 

Artyku∏ 4

Udzia∏ opinii publicznej 

1. Umawiajàce si´ Strony zapewnià mo˝liwoÊç udzia∏u opi-

nii publicznej w post´powaniu w sprawie oceny oddzia∏ywania

na Êrodowisko planowanej dzia∏alnoÊci, o której mowa w arty-

kule 1 ust´p 1, na zasadach zgodnych z ich wewn´trznymi

przepisami prawnymi. Spo∏eczeƒstwo Strony nara˝onej b´dzie

mia∏o mo˝liwoÊç wyra˝enia swoich uwag lub zastrze˝eƒ przez

taki okres, jaki jest przewidziany dla spo∏eczeƒstwa Strony

pochodzenia. O post´powaniu tym spo∏eczeƒstwo Strony

nara˝onej poinformowane zostanie przez w∏aÊciwy organ

Strony nara˝onej poprzez podanie do publicznej wiadomoÊci

informacji o wszcz´tym post´powaniu i wy∏o˝eniu dokumentacji,

o której mowa w artykule 3 ust´p 1, oraz o poinformowanie o

warunkach sk∏adania uwag lub zastrze˝eƒ, jak równie˝ o

warunkach zaskar˝ania decyzji koƒcowej. W∏aÊciwy organ

strony pochodzenia zostanie zawiadomiony o terminie

wy∏o˝enia dokumentacji do wglàdu spo∏eczeƒstwa Strony

nara˝onej.

2. Spo∏eczeƒstwo Strony nara˝onej ma mo˝liwoÊç zg∏aszania

uwag lub zastrze˝eƒ bezpoÊrednio do organu Strony pocho-

dzenia w∏aÊciwego do wydania decyzji dotyczàcej planowanej

dzia∏alnoÊci. 

3. Je˝eli Strona pochodzenia przeprowadza rozpraw´

administracyjnà otwartà dla spo∏eczeƒstwa w celu wyjaÊnienia

uwag i zastrze˝eƒ spo∏eczeƒstwa to powiadamia z odpowiednim

wyprzedzeniem Stron´ nara˝onà o terminie i miejscu jej prze-

prowadzenia. Organ w∏aÊciwy Strony nara˝onej powiadamia

swoje spo∏eczeƒstwo o terminie i miejscu rozprawy organizo-

wanej przez Stron´ pochodzenia. 

Artyku∏ 5

Stanowiska organów 

1. Je˝eli Stronà nara˝onà jest Rzeczpospolita Polska,

wówczas minister w∏aÊciwy do spraw Êrodowiska Rzeczypos-

politej Polskiej przekazuje równoczeÊnie stanowisko dotyczà-

ce planowanej dzia∏alnoÊci w∏aÊciwemu do spraw ochrony

Êrodowiska ministerstwu federalnemu Republiki Federalnej

Niemiec, w∏aÊciwemu do spraw ochrony Êrodowiska minis-

terstwu odpowiedniego kraju zwiàzkowego Republiki Federalnej

Niemiec oraz organowi w∏aÊciwemu do przeprowadzenia

post´powania w sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko

planowanej dzia∏alnoÊci, który przekaza∏ powiadomienie, o

którym mowa w artykule 2 ust´p 1.

2. Je˝eli Stronà nara˝onà jest Republika Federalna

Niemiec, wówczas niemieckie organy, w których kompetencji

znajdujà si´ kwestie ochrony Êrodowiska przekazujà swoje

stanowiska dotyczàce planowanej dzia∏alnoÊci w∏aÊciwemu do

spraw Êrodowiska ministrowi Rzeczypospolitej Polskiej i

równoczeÊnie organowi w∏aÊciwemu do wydawania decyzji.
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Artikel 6

Austausch von Informationen

Im Rahmen des laufenden UVP-Verfahrens zu einem

geplanten Projekt nach Artikel 1 Absatz 1 können die für die

Entscheidung zuständige Behörde und andere am Verfahren

beteiligte Behörden beider Vertragsparteien unmittelbar Infor-

mationen zu dem Verfahren austauschen.

Artikel 7

Konsultationen vor dem
Erlass der Entscheidung

(1) Nach Übermittlung der UVP-Dokumentation zu dem

geplanten Projekt bietet die Ursprungspartei unverzüglich Kon-

sultationen nach Artikel 5 des Espoo-Übereinkommens ins-

besondere über eine Verringerung oder Beseitigung der

erheblichen nachteiligen grenzüberschreitenden Umweltaus-

wirkungen an und teilt gleichzeitig mit, welche Behörden für die

Durchführung der Konsultationen zuständig sind. Die

Ursprungspartei soll die betroffene Vertragspartei darüber

hinaus zu einem geeigneten Zeitpunkt vor Abschluss der Kon-

sultationen darüber informieren, ob und welche Maßnahmen

zur Verringerung oder Beseitigung der erheblichen nach-

teiligen grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen auf

Grund der Stellungnahmen der Behörden sowie der Anmer-

kungen und der Einwände der Öffentlichkeit der betroffenen

Vertragspartei ergriffen werden sollen.

(2) Die betroffene Vertragspartei informiert die Ursprungs-

partei spätestens mit Ablauf der Frist für die Übermittlung der

Stellungnahmen nach Artikel 3 Absatz 2 darüber, ob sie an der

Durchführung von Konsultationen interessiert ist.

(3) Falls die betroffene Vertragspartei Interesse an Konsul-

tationen äußert, so werden die Vertragsparteien, nachdem die

Ursprungspartei Konsultationstermine vorgeschlagen hat,

unverzüglich einen vernünftigen zeitlichen Rahmen einschließ-

lich der Termine sowie der Orte der Konsultationen unter

Beachtung der Grundsätze von Artikel 3 Absatz 2 festlegen.

Die Entscheidung über das geplante Projekt darf nicht vor dem

Abschluss der Konsultationen getroffen werden, wenn die

Konsultationen den von den Vertragsparteien festgelegten

zeitlichen Rahmen nicht überschreiten.

(4) Die Vertragsparteien können andere Verfahrensteilneh-

mer und Experten zur Teilnahme an den Konsultationen einla-

den.

Artikel 8

Übermittlung der Entscheidung

(1) Die Ursprungspartei übermittelt der betroffenen Ver-

tragspartei die Entscheidung über das geplante Projekt gemäß

Artikel 6 des Espoo-Übereinkommens unverzüglich, nachdem

die Entscheidung dem Antragsteller des geplanten Projektes

zugestellt wurde. 

(2) Nach Erhalt der Entscheidung stellt die betroffene Ver-

tragspartei sicher, dass diese Entscheidung den betroffenen

Behörden und der Öffentlichkeit auf ihrem Staatsgebiet

zugänglich gemacht wird.

Artikel 9

Analyse nach Durchführung des Projektes

Die Vertragsparteien können im beiderseitigen Einverneh-

men festlegen, ob und wenn ja, in welchem Umfang eine Ana-

lyse nach Durchführung des geplanten Projektes gemäß

Artikel 7 des Espoo-Übereinkommens durchgeführt werden

soll, wenn die Entscheidung über dieses Projekt oder die inner-

staatlichen Rechtsvorschriften die Möglichkeit einer Analyse

nach Durchführung vorsehen. 

Artyku∏ 6

Wymiana informacji

W trakcie toczàcego si´ post´powania w sprawie oceny

oddzia∏ywania na Êrodowisko planowanej dzia∏alnoÊci, o której

mowa w artykule 1 ust´p 1, organ w∏aÊciwy do wydania decyzji

i inne uczestniczàce w post´powaniu organy obu Umawiajàcych

si´ Stron mogà bezpoÊrednio wymieniaç informacje dotyczàce

post´powania.

Artyku∏ 7

Konsultacje przed
wydaniem decyzji

1. Po przekazaniu dokumentacji oceny oddzia∏ywania na

Êrodowisko planowanej dzia∏alnoÊci, Strona pochodzenia bez

zb´dnej zw∏oki proponuje konsultacje, zgodnie  z artyku∏em 5

Konwencji z Espoo, w szczególnoÊci na temat redukowania

lub eliminowania znaczàcego szkodliwego transgranicznego

oddzia∏ywania na Êrodowisko, informujàc jednoczeÊnie o tym,

które organy b´dà organami w∏aÊciwymi do przeprowadzenia

konsultacji. Strona pochodzenia powinna we w∏aÊciwym czasie

przed zakoƒczeniem konsultacji poinformowaç Stron´

nara˝onà o tym, czy i jakie dzia∏ania dotyczàce redukowania

lub eliminowania znaczàcego szkodliwego transgranicznego

oddzia∏ywania na Êrodowisko majà byç podj´te z uwagi na

stanowiska organów oraz uwagi i zastrze˝enia spo∏eczeƒstwa

Strony nara˝onej.

2. Strona nara˝ona poinformuje Stron´ pochodzenia

najpóêniej przed up∏ywem terminu przeznaczonego na przeka-

zanie stanowisk, o którym mowa w artykule 3 ust´p 2, czy jest

zainteresowana przeprowadzeniem konsultacji.

3. Je˝eli Strona nara˝ona zg∏osi zainteresowanie konsul-

tacjami, wówczas Umawiajàce si´ Strony, po zaproponowaniu

przez Stron´ pochodzenia terminów konsultacji, niezw∏ocznie

ustalà rozsàdne ramy czasowe, w tym terminy oraz miejsca

konsultacji, przy uwzgl´dnieniu zasad zawartych w artykule 3

ust´p 2. Decyzja dotyczàca planowanej dzia∏alnoÊci nie mo˝e

byç wydana przed zakoƒczeniem konsultacji, o ile konsultacje

nie przekraczajà uzgodnionych przez Umawiajàce si´ Strony

ram czasowych.

4. Umawiajàce si´ Strony mogà zapraszaç do udzia∏u w

konsultacjach innych uczestników post´powania oraz eksper-

tów.

Artyku∏ 8 

Przekazanie decyzji

1. Strona pochodzenia przeka˝e Stronie nara˝onej decyzj´

dotyczàcà planowanej dzia∏alnoÊci, zgodnie z artyku∏em 6

Konwencji z Espoo, niezw∏ocznie po tym, jak decyzja zostanie

dor´czona wnioskodawcy planowanej dzia∏alnoÊci.

2. Strona nara˝ona po otrzymaniu decyzji zapewni, aby

zosta∏a ona udost´pniona zainteresowanym organom i

spo∏eczeƒstwu na terytorium swojego paƒstwa.

Artyku∏ 9 

Analiza porealizacyjna 

Umawiajàce si´ Strony mogà za obopólnym porozumieniem

ustaliç, czy i je˝eli tak to w jakim zakresie nale˝y przeprowadziç

analiz´ porealizacyjnà po wykonaniu planowanej dzia∏alnoÊci,

zgodnie z artyku∏em 7 Konwencji z Espoo, o ile decyzja

dotyczàca tej dzia∏alnoÊci lub wewn´trzne przepisy prawne

przewidujà mo˝liwoÊç przeprowadzenia analizy porealiza-

cyjnej.
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Artikel 10

Einhaltung von Fristen

Die Einhaltung von Fristen für Mitteilungen, Stellungnah-

men, Anmerkungen oder Einwände an die zuständige Behörde

der Ursprungspartei richtet sich nach den innerstaatlichen

Rechtsvorschriften der Ursprungspartei. Zur Einhaltung sol-

cher Fristen können auch elektronische Kommunikationsmittel

genutzt werden. Die Berücksichtigung von Mitteilungen, Stel-

lungnahmen, Anmerkungen oder Einwänden, bei denen eine

Frist nicht eingehalten worden ist, steht im Ermessen der

zuständigen Behörde der Ursprungspartei.

Artikel 11

Übersetzungen

(1) Die Ursprungspartei übermittelt der betroffenen Ver-

tragspartei folgende Unterlagen übersetzt in die Amtssprache

der betroffenen Vertragspartei:

1. die Benachrichtigung nach Artikel 3 Absatz 2 des Espoo-

Übereinkommens und Angaben nach Artikel 3 Absatz 5

des Espoo-Übereinkommens; 

2. die nichttechnische Zusammenfassung der UVP-Doku-

mentation nach Artikel 4 Absatz 1 des Espoo-Übereinkom-

mens sowie die Teile der UVP-Dokumentation, die es der

betroffenen Vertragspartei ermöglichen, die voraussicht-

lichen erheblichen nachteiligen grenzüberschreitenden

Umweltauswirkungen einzuschätzen und eine Stellung-

nahme abzugeben;

3. die Entscheidung über das geplante Projekt einschließlich

der Teile der Begründung, die es der betroffenen Vertrags-

partei ermöglichen, zu erkennen, inwieweit die Entschei-

dung

a) die in der UVP-Dokumentation dargestellten voraus-

sichtlichen erheblichen nachteiligen grenzüberschrei-

tenden Umweltauswirkungen,

b) die entscheidungsrelevanten Stellungnahmen der Be-

hörden der betroffenen Vertragspartei,

c) die entscheidungsrelevanten Anmerkungen und Ein-

wände der Öffentlichkeit der betroffenen Vertragspartei, 

d) die Ergebnisse von Konsultationen zwischen der Ur-

sprungspartei und der betroffenen Vertragspartei und 

e) Maßnahmen zur Verringerung oder Beseitigung der

erheblichen nachteiligen grenzüberschreitenden Umwelt-

auswirkungen 

berücksichtigt;

4. sonstige Unterlagen, die die Ursprungspartei erstellt und

die für den Verfahrensablauf unumgänglich sind, insbeson-

dere Einladungen zu Konsultationen und Protokolle über

die Konsultationen; 

5. die Ergebnisse einer Analyse nach Durchführung des Pro-

jektes nach Artikel 7 des Espoo-Übereinkommens, wenn

eine Analyse stattgefunden hat.

(2) Falls die betroffene Vertragspartei die nach Absatz 1

Nummer 2 übersetzten Teile der UVP-Dokumentation als nicht

ausreichend für eine Stellungnahme zu den erheblichen nach-

teiligen grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen des ge-

planten Projektes erachtet, teilt sie dies der Ursprungspartei

unverzüglich mit. Beide Vertragsparteien werden sich dann um

eine einvernehmliche Lösung sowohl hinsichtlich einer Über-

mittlung von zusätzlich übersetzten Teilen der UVP-Dokumen-

tation als auch einer Verlängerung der Frist nach Artikel 3

Absatz 2 bemühen.

(3) Die betroffene Vertragspartei übermittelt der Ursprungs-

partei sämtliche Unterlagen für die grenzüberschreitende UVP

Artyku∏ 10

Dotrzymywanie terminów

Dotrzymywanie terminów przekazania informacji, stanowisk,

uwag lub zastrze˝eƒ w∏aÊciwemu organowi Strony pochodzenia

zale˝y od wewn´trznych przepisów prawnych Strony pocho-

dzenia. W celu dotrzymania tych terminów korzystaç mo˝na

równie˝ ze Êrodków komunikacji elektronicznej. Uwzgl´dnienie

informacji, stanowisk, uwag lub zastrze˝eƒ, w przypadku

których termin nie zosta∏ dotrzymany, pozostaje w gestii

w∏aÊciwego organu Strony pochodzenia.

Artyku∏ 11

T∏umaczenia

1. Strona pochodzenia przeka˝e Stronie nara˝onej

nast´pujàce dokumenty przet∏umaczone na j´zyk urz´dowy

Strony nara˝onej:

1) powiadomienie zgodnie z artyku∏em 3 ust´p 2 oraz dane

zawarte w ust´pie 5 Konwencji z Espoo,

2) streszczenie nietechnicznej dokumentacji oceny oddzia∏ywa-

nia na Êrodowisko zgodnie z artyku∏em 4 ust´p 1 Konwencji

z Espoo oraz te fragmenty dokumentacji oceny oddzia∏ywa-

nia na Êrodowisko, które umo˝liwià Stronie nara˝onej

ocen´ przewidywanego znaczàcego szkodliwego transgra-

nicznego oddzia∏ywania na Êrodowisko i zaj´cie stanowiska,

3) decyzj´ dotyczàcà planowanej dzia∏alnoÊci ∏àcznie z frag-

mentami uzasadnienia, które umo˝liwià Stronie nara˝onej

zapoznanie si´ na ile decyzja uwzgl´dnia:

a) przedstawione w dokumentacji oceny oddzia∏ywania na

Êrodowisko przewidywane znaczàce szkodliwe trans-

graniczne oddzia∏ywanie na Êrodowisko, 

b) istotne w procesie decyzyjnym stanowiska organów

Strony nara˝onej, 

c) istotne w procesie decyzyjnym uwagi i zastrze˝enia

spo∏eczeƒstwa Strony nara˝onej,

d) wyniki konsultacji pomi´dzy Stronà pochodzenia i Stronà

nara˝onà,

e) dzia∏ania w celu redukowania lub eliminowania znaczà-

cego szkodliwego transgranicznego oddzia∏ywania na

Êrodowisko,

4) pozosta∏e dokumenty, które sporzàdza Strona pochodze-

nia i które sà niezb´dne dla przebiegu post´powania, w

szczególnoÊci zaproszenia na konsultacje oraz protokó∏y z

konsultacji,

5) wyniki analizy porealizacyjnej, je˝eli zosta∏a przeprowadzo-

na zgodnie z artyku∏em 7   Konwencji z Espoo. 

2. Je˝eli Strona nara˝ona uzna fragmenty dokumentacji

oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko, przet∏umaczone zgodnie

z ust´pem 1 punkt 2 za niewystarczajàce do zaj´cia stanowiska

dotyczàcego znaczàcego szkodliwego transgranicznego

oddzia∏ywania planowanej dzia∏alnoÊci na Êrodowisko,

niezw∏ocznie informuje o tym Stron´ pochodzenia. Obie Uma-

wiajàce si´ Strony w takim przypadku dà˝yç b´dà do zgodnego

rozwiàzania, zarówno w zakresie przekazania dodatkowo

przet∏umaczonych cz´Êci dokumentacji oceny oddzia∏ywania

na Êrodowisko, jak równie˝ przed∏u˝enia terminu, o którym

mowa w artykule 3 ust´p 2.

3. Strona nara˝ona przekazuje Stronie pochodzenia wszelkie

dokumenty w sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko w 
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des geplanten Projektes einschließlich der Stellungnahmen

nach Artikel 5 in ihrer eigenen Amtssprache. Die Öffentlichkeit

der betroffenen Vertragspartei übermittelt ihre Anmerkungen

und Einwände nach Artikel 4 in der Amtssprache der betrof-

fenen Vertragspartei. Die Unterlagen, Anmerkungen und Ein-

wände können auch in der Amtssprache der Ursprungspartei

übermittelt werden.

(4) Bei Erörterungsterminen und bei Konsultationen sorgt

die Ursprungspartei für die Übertragung in die Amtssprache

der betroffenen Vertragspartei, es sei denn, die Vertragspar-

teien vereinbaren etwas anderes.

(5) Die Kosten für 

1. die Übersetzung von Unterlagen der Ursprungspartei in die

Amtssprache der betroffenen Vertragspartei, 

2. die Übersetzung von Unterlagen, Anmerkungen und Ein-

wänden der betroffenen Vertragspartei, die der Ursprungs-

partei in der Amtssprache der betroffenen Vertragspartei

übersandt worden sind, in die Amtssprache der Ursprungs-

partei, 

3. Dolmetscher bei Erörterungsterminen und bei Konsultatio-

nen, sofern die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren,

trägt die Ursprungspartei. 

Artikel 12

Zuständige Behörde

Im Falle, dass in dieser Vereinbarung keine zuständige

Behörde angegeben wurde, finden zur Bestimmung der

zuständigen Behörde die innerstaatlichen Rechtsvorschriften

der jeweiligen Vertragspartei zur Umweltverträglichkeitsprü-

fung im grenzüberschreitenden Rahmen Anwendung.

Artikel 13

Beilegung von Meinungsverschiedenheiten

(1) Ungeklärte Fragen über die Auslegung oder Anwen-

dung dieser Vereinbarung werden der Arbeitsgruppe zur Um-

setzung des Espoo-Übereinkommens, die durch die Deutsch-

Polnische Kommission für die nachbarschaftliche Zusammen-

arbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes berufen wurde und

die auf der Grundlage des Abkommens von 1994 tätig ist, zur

Klärung vorgelegt. Ist eine Klärung nicht zu erzielen, werden

die ungeklärten Fragen dieser Kommission vorgelegt. 

(2) Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien über die

Auslegung oder Anwendung dieser Vereinbarung werden

nach Artikel 15 des Espoo-Übereinkommens beigelegt.

Artikel 14

Andere völkerrechtliche Verträge

Bestehende Rechte und Pflichten beider Vertragsparteien

aus anderen völkerrechtlichen Verträgen werden durch diese

Vereinbarung nicht berührt. 

Artikel 15

Inkrafttreten und Kündigung
der Vereinbarung

(1) Die Vertragsparteien notifizieren einander, dass die

erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen für das In-

krafttreten dieser Vereinbarung erfüllt sind. Diese Verein-

barung tritt einen Monat nach dem Tag in Kraft, an dem die

letzte Notifikation eingegangen ist.

(2) Diese Vereinbarung wird auf unbestimmte Zeit geschlos-

sen. Sie kann durch jede Vertragspartei unter Einhaltung einer

Kündigungsfrist von sechs Monaten durch Notifikation gekün-

digt werden.

kontekÊcie transgranicznym planowanej dzia∏alnoÊci, w tym

stanowiska, o których mowa w artykule 5, w swoim j´zyku

urz´dowym. Spo∏eczeƒstwo Strony nara˝onej przekazuje

swoje uwagi i zastrze˝enia, o których mowa w artykule 4 w

j´zyku urz´dowym Strony nara˝onej. Dokumenty te, uwagi i

zastrze˝enia mogà byç równie˝ przekazywane w j´zyku

urz´dowym Strony pochodzenia.

4. Strona pochodzenia zapewni t∏umaczenie na j´zyk

urz´dowy Strony nara˝onej podczas rozpraw administra-

cyjnych otwartych dla spo∏eczeƒstwa i konsultacji, o ile Uma-

wiajàce si´ Strony nie uzgodnià inaczej.

5. Koszty: 

1) t∏umaczeƒ dokumentów Strony pochodzenia na j´zyk

urz´dowy Strony nara˝onej,

2) t∏umaczeƒ dokumentów, uwag i zastrze˝eƒ Strony

nara˝onej, które zosta∏y przekazane Stronie pochodzenia

w j´zyku urz´dowym Strony nara˝onej na j´zyk urz´dowy

Strony pochodzenia,

3) t∏umaczy podczas rozpraw administracyjnych otwartych dla

spo∏eczeƒstwa i konsultacji, o ile Umawiajàce si´ Strony

nie uzgodnià inaczej ponosi Strona pochodzenia. 

Artyku∏ 12

Organ w∏aÊciwy

Je˝eli w niniejszej Umowie nie zosta∏ wskazany organ

w∏aÊciwy, do okreÊlenia w∏aÊciwego organu b´dà mia∏y zasto-

sowanie wewn´trzne przepisy prawne paƒstwa ka˝dej z

Umawiajàcych si´ Stron, dotyczàce post´powania w sprawie

oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko w kontekÊcie transgra-

nicznym.

Artyku∏ 13 

Rozstrzyganie spraw spornych

1. NiewyjaÊnione kwestie dotyczàce interpretacji lub

stosowania niniejszej Umowy b´dà przedstawiane w celu

wyjaÊnienia grupie roboczej do spraw realizacji Konwencji z

Espoo, powo∏anej przez Niemiecko-Polskà Komisj´ do spraw

Wspó∏pracy Sàsiedzkiej w dziedzinie Ochrony Êrodowiska,

dzia∏ajàcà na podstawie Umowy z 1994 r. w przypadku nie

rozstrzygni´cia niewyjaÊnionych kwestii b´dà one przedsta-

wione tej Komisji.

2. Powsta∏e mi´dzy Umawiajàcymi si´ Stronami spory

dotyczàce interpretacji lub zastosowania niniejszej Umowy

b´dà rozstrzygane zgodnie z artyku∏em 15 Konwencji z Espoo.

Artyku∏ 14

Inne umowy mi´dzynarodowe

Niniejsza Umowa nie narusza istniejàcych praw i zobowià-

zaƒ ka˝dej z Umawiajàcych si´ Stron wynikajàcych z innych

umów mi´dzynarodowych.

Artyku∏ 15

WejÊcie w ˝ycie i wypowiedzenie umowy

1. Umawiajàce si´ Strony poinformujà si´ w drodze

wymiany not, ˝e zosta∏y spe∏nione wymagane warunki

wewnàtrzpaƒstwowe dla wejÊcia w ˝ycie niniejszej Umowy.

Niniejsza Umowa wchodzi w ̋ ycie w miesiàc po dniu, w którym

nadesz∏a ostatnia nota.

2. Niniejsza Umowa jest zawarta na czas nieokreÊlony.

Mo˝e ona byç wypowiedziana przez ka˝dà z Umawiajàcych

si´ Stron w drodze notyfikacji, z zachowaniem szeÊcio-

miesi´cznego okresu wypowiedzenia.
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(3) UVP-Verfahren im grenzüberschreitenden Rahmen, die

nach Artikel 2 Absatz 1 oder 4 dieser Vereinbarung vor Außer-

krafttreten dieser Vereinbarung durch Kündigung eingeleitet

wurden, werden nach den Bestimmungen dieser Vereinbarung

zu Ende geführt. 

Geschehen zu Neuhardenberg am 11. April 2006 in zwei

Urschriften, jede in deutscher und polnischer Sprache, wobei

jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.

3. Post´powania w sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodo-

wisko w kontekÊcie transgranicznym rozpocz´te zgodnie z

artyku∏em 2 ust´p 1 lub 4 niniejszej Umowy, przed jej rozwià-

zaniem na skutek wypowiedzenia, prowadzone sà do koƒca

zgodnie z postanowieniami niniejszej Umowy.

Sporzàdzono w Neuhardenberg dnia 11 kwietnia 2006 r. w

dwóch egzemplarzach, ka˝dy w j´zykach niemieckim i 

polskim, przy czym oba teksty majà jednakowà moc.

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

W imieniu Rzàdu Republiki Federalnej Niemiec

S i g m a r  G a b r i e l
H e r m a n n - J o s e f  S a u s e n

Für die Regierung der Republik Polen

W imieniu Rzàdu Rzeczypospolitej Polskiej

J a n  S z y s z k o
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Anlagen
zur Vereinbarung

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland
und der Regierung der Republik Polen

über die Durchführung des Übereinkommens vom 25. Februar 1991
über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen

Anlage 1 

Muster für die Benachrichtigung 

Absender:

Adressat:

Ort, Datum

Benachrichtigung

über ein geplantes Projekt mit möglicherweise erheblichen nachteiligen grenzüberschreitenden Umweltauswirkungen

Aktenzeichen …

gemäß Artikel 2 Absatz 1 der am 11. April 2006 in Neuhardenberg abgeschlossenen Vereinbarung zwischen der Regierung der

Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Polen über die Durchführung des Übereinkommens vom 25. Februar

1991 über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen teilen wir Ihnen mit, dass der/die

.............................................................................................................................................................................................................
(Name und Anschrift des Projektträgers) 

beabsichtigt, das ....................................................................................................................................................... durchzuführen.
(vollständige Bezeichnung des geplanten Projektes)

Im Verfahren zu dem geplanten Projekt soll eine Entscheidung über

.............................................................................................................................................................................................................
(Art und Gegenstand der Entscheidung)

nach ....................................................................................................................................................................... getroffen werden.
(Angabe der anzuwendenden Rechtsvorschriften)

Das Verfahren umfasst eine Umweltverträglichkeitsprüfung.

Wir übersenden Ihnen

– die Angaben gemäß Artikel 3 des Übereinkommens vom 25. Februar 1991 über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenz-

überschreitenden Rahmen (Anlage 1)

– eine Liste der auf unserer Seite am UVP-Verfahren beteiligten Behörden (Anlage 2).*)

Wir bitten, den Erhalt dieser Benachrichtigung unverzüglich zu bestätigen und uns unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von

30 Tagen ab Erhalt dieser Benachrichtigung mitzuteilen, ob die Republik Polen/die Bundesrepublik Deutschland**) an der Umwelt-

verträglichkeitsprüfung mitwirken will.

.....................................

Unterschrift

*) ggf. streichen 

**) Unzutreffendes streichen
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Anlage 2

Muster für die Empfangsbestätigung der Benachrichtigung

Absender:

Adressat:

Ort, Datum

Empfangsbestätigung

Aktenzeichen … 

gemäß Artikel 2 Absatz 3 der am 11. April 2006 in Neuhardenberg abgeschlossenen Vereinbarung zwischen der Regierung der

Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Polen  über die Durchführung des Übereinkommens vom 25. Februar

1991 über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen bestätigen wir, Ihre Benachrichtigung vom

… über das geplante Projekt

............................................................................................................................................................................................................,

(vollständige Bezeichnung des geplanten Projektes)

für das eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wird, am … erhalten zu haben. 

.....................................

Unterschrift
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Anlage 3

Muster für die Teilnahmeerklärung

Absender:

Adressat:

Ort, Datum 

Teilnahmeerklärung

Aktenzeichen … 

gemäß Artikel 2 Absatz 3 der am 11. April 2006 in Neuhardenberg abgeschlossenen Vereinbarung zwischen der Regierung der

Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Republik Polen über die Durchführung des Übereinkommens vom 25. Februar

1991 über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen erklären wir mit Bezug auf Ihre Benachrichtigung

vom … betreffend das geplante Projekt

............................................................................................................................................................................................................,
(vollständige Bezeichnung des geplanten Projektes)

für das eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wird, dass

wir an der Umweltverträglichkeitsprüfung mitwirken werden/

wir an der Umweltverträglichkeitsprüfung nicht mitwirken werden.*)

Gleichzeitig teilen wir mit, dass die zuständige Behörde für 

1. die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen, insbesondere für die Entgegennahme

der UVP-Dokumentation nach Artikel 3 ................................................................................................................................... ist.
(Name und Anschrift der zuständigen Behörde)

2. die Durchführung von Konsultationen nach Artikel 7 ................................................................................................................. ist.
(Name und Anschrift der zuständigen Behörde)

3. die Entgegennahme der Entscheidung nach Artikel 8 ........................................................................................................... ist.**)
(Name und Anschrift der zuständigen Behörde/n)

.....................................

Unterschrift

*) Unzutreffendes streichen

**) ggf. streichen 
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Za∏àczniki
do Umowy

mi´dzy Rzàdem Republiki Federalnej Niemiec
a Rzàdem Rzeczypospolitej Polskiej

o realizacji konwencji o ocenach oddzia∏ywania na Êrodowisko
w kontekÊcie transgranicznym z dnia 25 lutego 1991 r.

Za∏àcznik 1

Wzór powiadamiania

Nadawca:

Adresat:

MiejscowoÊç, data

Powiadomienie

o planowanej dzia∏alnoÊci, która mo˝e spowodowaç znaczàce szkodliwe transgraniczne oddzia∏ywanie na Êrodowisko

Numer akt …

Zgodnie z artyku∏em 2 ust´p 1 Umowy mi´dzy Rzàdem Republiki Federalnej Niemiec a Rzàdem Rzeczypospolitej Polskiej o

realizacji Konwencji o ocenach oddzia∏ywania na Êrodowisko w kontekÊcie transgranicznym z dnia 25 lutego 1991 r., sporzàdzonej

w Neuhardenberg dnia 11 kwietnia 2006 r. powiadamiamy, ˝e 

.............................................................................................................................................................................................................
(nazwa i adres podmiotu planujàcego przeprowadzenie planowanej dzia∏alnoÊci)

zamierza przeprowadziç .....................................................................................................................................................................
(pe∏na nazwa planowanej dzia∏alnoÊci)

W ramach post´powania dotyczàcego planowanej dzia∏alnoÊci zostanie wydana decyzja o 

.............................................................................................................................................................................................................
(rodzaj i przedmiot decyzji)

zgodnie z .............................................................................................................................................................................................
(podaç przepis prawny)

Post´powanie to obejmuje post´powanie w sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko.

Niniejszym przesy∏amy:

– informacje zgodne z artyku∏em 3 Konwencji o ocenach oddzia∏ywania na Êrodowisko w kontekÊcie transgranicznym z dnia 25

lutego 1991 r. (Za∏àcznik 1)

– list´ organów uczestniczàcych w post´powaniu w sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko po naszej stronie (Za∏àcznik 2)*)

Prosimy o niezw∏oczne potwierdzenie otrzymania tego powiadomienia i poinformowanie nas niezw∏ocznie, nie póêniej jednak ni˝

w ciàgu 30 dni od dnia otrzymania tego powiadomienia, czy Republika Federalna Niemiec/Rzeczpospolita Polska**) chce wziàç

udzia∏ w post´powaniu w sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko.

.....................................

Podpis

*) razie potrzeby skreÊliç

**) niepotrzebne skreÊliç
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Za∏àcznik 2 

Wzór potwierdzenia odbioru powiadomienia

Nadawca:

Adresat:

MiejscowoÊç, data

Potwierdzenie odbioru powiadomienia

Numer akt …

Zgodnie z artyku∏em 2 ust´p 3 Umowy mi´dzy Rzàdem Republiki Federalnej Niemiec a Rzàdem Rzeczypospolitej Polskiej o reali-

zacji Konwencji o ocenach oddzia∏ywania na Êrodowisko w kontekÊcie transgranicznym z dnia 25 lutego 1991 r., sporzàdzonej w

Neuhardenberg dnia 11 kwietnia 2006 r., potwierdzamy odbiór w dniu … pisma z dnia … dotyczàcego powiadomienia o planowa-

nej dzia∏alnoÊci 

.............................................................................................................................................................................................................
(pe∏na nazwa planowanej dzia∏alnoÊci)

dla której b´dzie przeprowadzone post´powanie w sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko. 

.....................................

Podpis
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Za∏àcznik 3

Wzór deklaracji uczestnictwa

Nadawca:

Adresat:

MiejscowoÊç, data

Deklaracja uczestnictwa

Numer akt …

Zgodnie z artyku∏em 2 ust´p 3 Umowy mi´dzy Rzàdem Republiki Federalnej Niemiec a Rzàdem Rzeczypospolitej Polskiej o reali-

zacji Konwencji o ocenach oddzia∏ywania na Êrodowisko w kontekÊcie transgranicznym z dnia 25 lutego 1991 r., sporzàdzonej w

Neuhardenberg dnia 11 kwietnia 2006 r., w odniesieniu do pisma z dnia … dotyczàcego powiadomienia o planowanej dzia∏alnoÊci

.............................................................................................................................................................................................................
(pe∏na nazwa planowanej dzia∏alnoÊci)

dla której b´dzie przeprowadzone post´powanie w sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko, 

oÊwiadczamy, ˝e:

Weêmiemy udzia∏ w post´powaniu w sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko

Nie weêmiemy udzia∏u w post´powaniu w sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko,*)

JednoczeÊnie informujemy, ˝e:

– organem w∏aÊciwym w sprawie przeprowadzenia post´powania w sprawie oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko w kontekÊcie

transgranicznym, w szczególnoÊci w zakresie przyj´cia dokumentacji oceny oddzia∏ywania na Êrodowisko zgodnie z artyku∏em 3

jest  ..............................................................................................................................................................................................**)

– organem w∏aÊciwym do prowadzenia konsultacji zgodnie z artyku∏em 7 jest .............................................................................**)

– organem w∏aÊciwym do otrzymania decyzji zgodnie z artyku∏em  8 jest ....................................................................................**).

.....................................

Podpis

*) niepotrzebne skreÊliç

**) w razie potrzeby skreÊliç
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I . A l l g e m e i n e s

Die Vereinbarung zwischen der Regierung der Bundes-
republik Deutschland und der Regierung der Republik
Polen über die Durchführung des Übereinkommens über
die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreiten-
den Rahmen vom 25. Februar 1991 wurde im Rahmen
des 12. Deutsch-Polnischen Umweltrates am 11. April
2006 in Neuhardenberg (Deutschland) unterzeichnet.

Ausgangspunkt für die Deutsch-Polnische UVP-Verein-
barung ist zunächst das Übereinkommen der UN ECE
(United Nations Economic Commission for Europe =
Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Euro-
pa) vom 25. Februar 1991 über die Umweltverträglich-
keitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen (Espoo-
Übereinkommen), das am 10. September 1997 in Kraft
getreten ist. Danach ist der für die Zulassung von – näher
bestimmten – Projekten zuständige Staat dazu verpflich-
tet, eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) durchzu-
führen und dabei Behörden und die Öffentlichkeit ande-
rer möglicherweise betroffener Vertragsstaaten zu betei-
ligen, wenn ein solches Projekt voraussichtlich erheb-
liche nachteilige grenzüberschreitende Umweltauswir-
kungen haben wird. Dieses Übereinkommen wurde unter
anderem von Deutschland und Polen am 26. Februar
1991 gezeichnet. Polen hat das Übereinkommen am
12. Juni 1997, Deutschland am 8. August 2002 ratifi-
ziert.1) Das Übereinkommen sieht in Artikel 8 ausdrück-
lich vor, dass die Vertragsparteien bilaterale Vereinbarun-
gen zur Erfüllung der Pflichten aus diesem Übereinkom-
men schließen können. Von dieser Möglichkeit haben
Deutschland und Polen mit der vorliegenden UVP-Ver-
einbarung Gebrauch gemacht.

Maßgeblich für die Deutsch-Polnische UVP-Vereinba-
rung ist zudem die Vorgabe des Abkommens vom 7. April
1994 zwischen der Regierung der Bundesrepublik
Deutschland und der Regierung der Republik Polen über
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Umweltschut-
zes (deutsch-polnisches Umweltschutzabkommen),
durch dessen Artikel 5 ebenfalls beide Staaten verpflich-
tet werden, eine grenzüberschreitende Umweltverträg-
lichkeitsprüfung bei geplanten Projekten, die möglicher-
weise erhebliche grenzüberschreitende Auswirkungen
auf die Umwelt im Gebiet des jeweils anderen Staates
haben, durchzuführen.2) Artikel 5 Abs. 4 des deutsch-
polnischen Umweltschutzabkommens enthält bereits
einen Auftrag zur Erarbeitung einer bilateralen UVP-Ver-
einbarung.

Dieselben Verpflichtungen für beide Staaten zur Durch-
führung grenzüberschreitender Umweltverträglichkeits-

prüfungen, die ebenfalls zu beachten sind, ergeben sich
ferner aus der UVP-Richtlinie der EG.3) Auch Artikel 7
Abs. 5 der UVP-Richtlinie ermächtigt die EG-Mitglied-
staaten zur Regelung von Einzelheiten im bilateralen Ver-
hältnis.

Diese Vorgaben des internationalen Rechts setzt primär
das Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung
(UVPG) in deutsches Recht um.4) Nach § 8 Abs. 4 UVPG
bleiben weitergehende Regelungen zur Umsetzung völ-
kerrechtlicher Verpflichtungen für eine grenzüberschrei-
tende Umweltverträglichkeitsprüfung unberührt. Dabei
entspricht die geltende deutsche Rechtslage in vollem
Umfang den Anforderungen der Deutsch-Polnischen
UVP-Vereinbarung, da eine entsprechende grenzüber-
schreitende Beteiligung bei Umweltverträglichkeitsprü-
fungen bereits durch das geltende Recht vorgeschrieben
ist.

Entsprechend dem bilateralen Umweltschutzabkom-
men hat der Deutsch-Polnische Umweltrat auf Minister-
ebene unter anderem die Kommission für nachbarschaft-
liche Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Umweltschut-
zes eingesetzt, die sich mit unmittelbaren grenzüber-
schreitenden Fragen des Umweltschutzes beschäftigt.
Unterhalb dieser Kommission tagte seit dem Jahre 1993
eine Arbeitsgruppe „Grenzüberschreitende UVP Deutsch-
land – Polen“, die Aspekte der praktischen Umsetzung
des Espoo-Übereinkommens beriet. Dieser Arbeitsgrup-
pe gehörten neben Vertretern des polnischen und des
bundesdeutschen Umweltministeriums auch Vertreter
der Umweltministerien der grenznahen Bundesländer
(Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen) und
des Umweltbundesamtes an. Schwerpunkt der Tätigkeit
dieser Arbeitsgruppe war die Erarbeitung eines Entwurfs
für eine bilaterale Vereinbarung über die Durchführung
grenzüberschreitender Umweltverträglichkeitsprüfungen.
Nach der Analyse der jeweiligen Rechts- und Verwal-
tungssysteme beider Staaten und nach der Anpassung
der jeweiligen nationalen Rechtsvorschriften zur UVP an
die Fortentwicklungen des europäischen Rechts und des
Völkerrechts wurde in der Arbeitsgruppe „Grenzüber-
schreitende UVP Deutschland – Polen“ ein Vereinba-
rungsentwurf erarbeitet und über dessen Ausgestaltung
verhandelt. Diese Aufgabe konnte im Sommer 2005
erfolgreich abgeschlossen werden.

Begleitet wurden die Verhandlungen durch ein For-
schungsvorhaben des Umweltbundesamtes zum „Pra-
xistest zur Umsetzung des UN ECE-Übereinkommens
über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüber-

Denkschrift

3) Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Pro-
jekten (ABl. EG Nr. L 175 S. 40), geändert durch die Richtlinie
97/11/EG des Rates vom 3. März 1997 zur Änderung der Richtlinie
85/337/EWG über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten
öffentlichen und privaten Projekten (ABl. EG Nr. L 73 S. 5), und die
Richtlinie 2003/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 26. Mai 2003 über die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Aus-
arbeitung bestimmter umweltbezogener Pläne und Programme und
zur Änderung der Richtlinien 85/337/EWG und 96/61/EG des Rates in
Bezug auf die Öffentlichkeitsbeteiligung und den Zugang zu Gerichten
(ABl. EU Nr. L 156 S. 17).

4) Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 25. Juni 2005 (BGBl. I S. 1757, 2797), zuletzt
geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 15. Juli 2006 (BGBl. I
S. 1619).

1) Gesetz vom 7. Juni 2002 zu dem Übereinkommen vom 25. Februar
1991 über die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreiten-
den Rahmen sowie zu der auf der zweiten Konferenz der Parteien in
Sofia am 27. Februar 2001 beschlossenen Änderung des Überein-
kommens (Espoo-Vertragsgesetz), BGBl. 2002 II S. 1406; 2003 II
S. 715; siehe auch Gesetz vom 17. März 2006 zu der Zweiten Ände-
rung des Übereinkommens vom 25. Februar 1991 über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen (Zweites
Espoo-Vertragsgesetz), BGBl. 2006 II S. 224.

2) Gesetz vom 25. März 1998 zu dem Abkommen vom 7. April 1994 zwi-
schen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie-
rung der Republik Polen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet
des Umweltschutzes (BGBl. 1998 II S. 282), am 31. August 1998 in
Kraft getreten (BGBl. 1998 II S. 2950).
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schreitenden Zusammenhang (Deutschland – Polen)“.5)
Die Ergebnisse dieses Forschungsvorhabens konnten
bei den Verhandlungen zur bilateralen UVP-Vereinbarung
berücksichtigt werden.

Die Vollzugserfahrungen und -erfordernisse der primär
betroffenen Landesverwaltungen sind ebenfalls in die
endgültige Fassung der Vereinbarung eingeflossen. Die
an der deutsch-polnischen Grenze liegenden deutschen
Bundesländer Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg
und Sachsen waren stets unmittelbar in den Verhand-
lungsprozess eingebunden. Die Ständige Vertragskom-
mission der Länder hat die Vereinbarung geprüft und
empfohlen, ihr zuzustimmen.

Ziel der Vereinbarung ist es, durch konkrete Regelungen
und ein transparentes Verfahren die Durchführung von
grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprüfungen
zwischen Deutschland und Polen zu erleichtern und zu
beschleunigen. Dazu werden die Vorgaben des UN ECE-
Übereinkommens durch die Vereinbarung ergänzt und
auf die speziellen Bedürfnisse des gegenseitigen Verhält-
nisses zwischen der Bundesrepublik Deutschland und
der Republik Polen angepasst.

Die Vereinbarung regelt auch das Verhältnis zu den
Bestimmungen des Vertrages vom 19. Mai 1992 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Polen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
Wasserwirtschaft an den Grenzgewässern.6) Nach der
Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung wird, soweit für
ein Projekt auch Auswirkungen auf die Grenzgewässer
gemäß Artikel 6 Abs. 3 des Vertrages vom 19. Mai 1992
zu prüfen sind, für den Teil der Prüfung, der die Umwelt-
auswirkungen betrifft, nur ein UVP-Verfahren nach der
Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung durchgeführt.
Die Grenzgewässerkommission ist hierüber zu unterrich-
ten.

I I . Z u  d e n  e i n z e l n e n  Vo r s c h r i f t e n  d e r
Ve r e i n b a r u n g

Die Vereinbarung folgt in ihrem Aufbau weitgehend dem
Ablauf einer grenzüberschreitenden Umweltverträglich-
keitsprüfung.

Die Deutsch-Polnische UVP-Vereinbarung besteht neben
einer Präambel aus 15 Artikeln und drei Anlagen.

Zur Präambel

Die Präambel der Vereinbarung hebt die Bedeutung des
Espoo-Übereinkommens sowie des deutsch-polnischen
Umweltschutzabkommens vom 7. April 1994 für beide
Vertragsparteien hervor und bekräftigt deren Rolle bei
der Durchführung der grenzüberschreitenden Umwelt-
verträglichkeitsprüfung. Die Vertragsparteien betonen die
Bedeutung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit

bei der Vermeidung, Verminderung und Überwachung
von Umweltauswirkungen insbesondere bei geplanten
Projekten, die zu erheblichen grenzüberschreitenden
Umweltauswirkungen führen können. Sie unterstreichen
ihre Absicht, dafür Sorge zu tragen, dass grenzüber-
schreitende Umweltauswirkungen frühzeitig und umfas-
send ermittelt, beschrieben und bewertet werden und
das Ergebnis bei allen für die Zulassung des Projektes
relevanten Entscheidungen angemessen berücksichtigt
wird. Die Vertragsparteien heben hervor, dass konkrete
Regelungen und ein transparentes Verfahren die Durch-
führung von grenzüberschreitenden Umweltverträglich-
keitsprüfungen erleichtern und beschleunigen.

Zu Artikel 1 (Anwendungsbereich)

Artikel 1 bezeichnet den Anwendungsbereich der Verein-
barung.

A b s a t z  1  bestimmt die Voraussetzungen, unter denen
ein Projekt in den Anwendungsbereich der Vereinbarung
fällt. Maßgeblich ist danach, dass das Projekt nach den
innerstaatlichen Rechtsvorschriften des Ursprungsstaa-
tes einer Umweltverträglichkeitsprüfung bedarf und dass
das Projekt kumulativ erhebliche nachteilige grenzüber-
schreitende Auswirkungen auf die Umwelt des anderen
Staates haben kann. Dabei kann der Anwendungsbe-
reich der Vereinbarung nicht über den Rahmen, der durch
die Anwendung innerstaatlicher Rechtsvorschriften im
Ursprungstaat gesetzt wird, hinausgehen. Dies bedeutet
beispielsweise, dass ein Projekt nicht dem Anwendungs-
bereich der Vereinbarung unterfällt, wenn es als ein Vor-
haben der Landesverteidigung gemäß einer Entschei-
dung im Einzelfall nach § 3 Abs. 2 UVPG keiner UVP
bedarf.

Nach A b s a t z  2  sind die substantiellen Artikel 2 bis 7
des Espoo-Übereinkommens anzuwenden. Satz 2 stellt
klar, dass die Bestimmungen der Vereinbarung keine Ein-
schränkung des Artikels 2 Abs. 8 des Espoo-Überein-
kommens, wonach nationale Ausnahmen zum Schutz
von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen sowie der
nationalen Sicherheit unberührt bleiben, bedeuten.

A b s a t z  3  löst wie dargelegt das bei wasserwirtschaft-
lichen Vorhaben mögliche Konkurrenzverhältnis zwischen
der Deutsch-Polnischen UVP-Vereinbarung und dem
Vertrag vom 19. Mai 1992 zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Republik Polen über die Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft an den
Grenzgewässern.

A b s a t z  4  regelt den Anwendungsbereich der Verein-
barung bei mehreren Verfahren oder Verfahrensabschnit-
ten.

Zu Artikel 2 (Benachrichtigung)

Artikel 2 enthält Regelungen über die Benachrichtigung
der betroffenen Partei durch die Ursprungspartei, also
durch diejenige Seite, in deren Hoheitsgebiet das Projekt
zugelassen werden soll.

A b s a t z  1  verpflichtet die Vertragsparteien, sich unver-
züglich nach Kenntnis über ein geplantes Projekt, wel-
ches in den Anwendungsbereich dieser Vereinbarung
fällt, zu benachrichtigen.

5) „Praxistest zur Umsetzung des UN ECE-Übereinkommens über die
Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Zusam-
menhang (Deutschland – Polen)“, Forschungsbericht 298 13 162,
UBA-Texte 59/02 sowie „Empfehlungen für die Durchführung der
grenzüberschreitenden Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) zwi-
schen Deutschland und Polen (Deutschland als Ursprungsstaat eines
geplanten Projektes)“, UBA-Texte 42/02.

6) Gesetz vom 6. Januar 1994 zu dem Vertrag vom 19. Mai 1992 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Wasserwirtschaft an den
Grenzgewässern (BGBl. 1994 II S. 59).
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A b s a t z  2  legt die Modalitäten der Übermittlung der
Benachrichtigung nach Absatz 1 dieses Artikels für den
Fall fest, dass Deutschland oder Polen Ursprungspartei
ist.

A b s a t z  3  konkretisiert die Verpflichtung der betroffe-
nen Partei, den Erhalt der Benachrichtigung zu bestäti-
gen und innerhalb einer Frist der Ursprungspartei mitzu-
teilen, ob sie an der UVP mitwirken will.

A b s a t z  4  enthält für den Fall, dass keine Benachrich-
tigung stattgefunden hat, die Verpflichtung, die Angaben
auf Ersuchen der betroffenen Partei zu übersenden.

A b s a t z  5  konkretisiert von der Ursprungspartei zu
übermittelnde weitere Informationen für den Fall, dass
die betroffene Partei mitgeteilt hat, an der UVP mitwirken
zu wollen.

A b s a t z  6  verweist auf Muster für die Benachrichti-
gung, für die Empfangsbestätigung und für die Teilnah-
meerklärung, die als Anlagen 1 bis 3 der Vereinbarung
angefügt sind.

Zu Artikel 3 (UVP-Dokumentation)

A b s a t z  1  verpflichtet die Ursprungspartei nach ihrer
Erstellung zur unverzüglichen Übermittlung der gemäß
Artikel 4 Abs. 1 des Espoo-Übereinkommens erstellten
UVP-Dokumentation.

A b s a t z  2  regelt Details der Fristsetzung durch die
Ursprungspartei für Stellungnahmen oder Einwände von
Verfahrensteilnehmern der betroffenen Partei.

Zu Artikel 4 (Mitwirkung der Öffentlichkeit)

A b s a t z  1  verpflichtet die Vertragsparteien zu einer
Beteiligung der Öffentlichkeit am Verfahren der Umwelt-
verträglichkeitsprüfung. Die Öffentlichkeit muss insbe-
sondere über das konkrete Verfahren der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung für das geplante Projekt und über die
Bedingungen über die Abgabe von Anmerkungen und
Einwänden sowie über die Voraussetzungen einer even-
tuellen Anfechtung der Entscheidung informiert werden.
Die zuständige Behörde der Ursprungspartei ist über den
Termin der Auslegung der Unterlagen für die Öffentlich-
keit der betroffenen Partei zu unterrichten. 

A b s a t z  2  ermöglicht es der Öffentlichkeit, ihre Anmer-
kungen und Einwände unmittelbar an die für die Ent-
scheidung zuständige Behörde der Ursprungspartei zu
übersenden.

A b s a t z  3  regelt die Modalitäten für den Fall einer
behördlichen Erörterung der Anmerkungen und Einwän-
de der Öffentlichkeit.

Zu Artikel 5 (Stellungnahmen der Behörden)

A b s a t z  1  regelt das Verfahren der Stellungnahme für
den Fall, dass die betroffene Partei die Republik Polen
ist.

A b s a t z  2  enthält die Regelung über das Verfahren der
Stellungnahme für den Fall, dass Deutschland die betrof-
fene Partei ist.

Zu Artikel 6 (Austausch von Informationen)

Artikel 6 ermöglicht, dass die am Verfahren beteiligten
Behörden beider Staaten im Rahmen des laufenden
UVP-Verfahrens unmittelbar Informationen austauschen
können.

Zu Artikel 7 (Konsultationen vor dem Erlass der Ent-
scheidung)

Artikel 7 regelt detailliert das Verfahren der Konsultatio-
nen vor dem Erlass der Entscheidung über die Zulassung
eines geplanten Projektes nach Artikel 1 Abs. 1.

A b s a t z  1  verpflichtet die Ursprungspartei nach Über-
mittlung der UVP-Dokumentation, Konsultationen nach
Artikel 5 des Espoo-Übereinkommens, insbesondere
über die Verringerung oder Beseitigung der grenzüber-
schreitenden Auswirkungen, unverzüglich anzubieten.
Die betroffene Partei soll darüber informiert werden, ob
und welche Maßnahmen zur Verringerung oder Beseiti-
gung der Umweltauswirkungen aufgrund von Stellung-
nahmen bzw. von Anmerkungen und Einwänden vorge-
nommen werden sollen.

Nach A b s a t z  2  ist die betroffene Partei verpflichtet,
innerhalb der nach Artikel 3 Abs. 2 der Vereinbarung 
festgelegten Frist die Ursprungspartei darüber zu infor-
mieren, ob sie an der Durchführung von Konsultationen
interessiert ist. 

A b s a t z  3  trifft Regelungen für den Fall eines Konsulta-
tionswunsches der betroffenen Partei. Beide Seiten wer-
den unverzüglich einen vernünftigen zeitlichen Rahmen
für die Konsultationen, einschließlich Terminen und Or-
ten, festlegen und dabei die Grundsätze des Artikels 3
Abs. 2 beachten. Die endgültige Entscheidung über das
geplante Projekt darf nicht vor Abschluss der Konsulta-
tionen ergehen, sofern die Konsultationen den festgeleg-
ten zeitlichen Rahmen nicht überschreiten.

A b s a t z  4  ermöglicht es, dass die Vertragsparteien
andere Verfahrensteilnehmer und Experten zu den Kon-
sultationen einladen können.

Zu Artikel 8 (Übermittlung der Entscheidung)

Nach A b s a t z  1  ist die endgültige Entscheidung über
das geplante Projekt, einschließlich der tragenden Grün-
de und Erwägungen, unverzüglich der betroffenen Partei
zu übermitteln, sobald die Zustellung an den Antragstel-
ler erfolgte.

Nach A b s a t z  2  ist die betroffene Partei verpflichtet,
die übermittelte Entscheidung den betroffenen Behörden
und der Öffentlichkeit auf ihrem Staatsgebiet zugänglich
zu machen.

Zu Artikel 9 (Analyse nach Durchführung des Projek-
tes)

Nach Artikel 9 besteht die Möglichkeit, dass sich die Ver-
tragsparteien darauf einigen, ob und gegebenenfalls in
welchem Umfang nach Durchführung des geplanten Pro-
jektes eine Nachkontrolle erfolgen soll. Dies soll nur gel-
ten, wenn die endgültige Entscheidung oder das inner-
staatliche Recht die Möglichkeit einer Nachkontrolle vor-
sehen. In Deutschland unterliegen die Einhaltung der
Bestimmungen von erteilten Genehmigungen und die
Durchführung von Überprüfungen bereits der allgemei-
nen behördlichen Vollzugsaufsicht.
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Zu Artikel 10 (Einhaltung von Fristen)

Artikel 10 verweist für die Einhaltung von Fristen auf das
innerstaatliche Recht der Ursprungspartei. Die Nutzung
elektronischer Kommunikationsmittel zur Fristwahrung
ist zugelassen. Die Berücksichtigung verfristet übermit-
telter Informationen steht im Ermessen der zuständigen
Behörde der Ursprungspartei.

Zu Artikel 11 (Übersetzungen)

Artikel 11 enthält konkrete Regelungen über die Überset-
zungspflichten der Vertragsparteien.

A b s a t z  1  bestimmt, dass die Übermittlung der aufge-
führten Schriftstücke, insbesondere der Benachrichtigung
und der nichttechnischen Zusammenfassung der UVP-
Dokumentation, durch die Ursprungspartei in der Amts-
sprache der betroffenen Partei zu erfolgen hat.

A b s a t z  2  enthält eine Sonderbestimmung zu Nachfor-
derungen von weiteren zunächst nicht übersetzten Teilen
der UVP-Dokumentation.

A b s a t z  3  stellt klar, dass die betroffene Partei Doku-
mente in ihrer eigenen Amtssprache an die Ursprungs-
partei übermitteln kann.

A b s a t z  4  verpflichtet bei Konsultationen und Erörte-
rungen dazu, dass die Übertragung in die Sprache der
betroffenen Partei, beispielsweise durch einen Dolmet-
scher, durch die Ursprungspartei zu gewährleisten ist.
Beide Vertragsparteien können, beispielsweise für eine
Erörterung im Staatsgebiet der betroffenen Partei, etwas
Abweichendes vereinbaren.

A b s a t z  5  bestimmt eine Kostentragungspflicht der
Ursprungspartei für die dort festgelegten Übersetzun-
gen.

Zu Artikel 12 (Zuständige Behörde)

Artikel 12 verweist vorbehaltlich von anderen Zuweisun-
gen durch die Vereinbarung für die Bestimmung der für
die Durchführung der Vereinbarung zuständigen Behör-

den auf das innerstaatliche Recht beider Vertragspartei-
en.

Zu Artikel 13 (Beilegung von Meinungsverschieden-
heiten)

Nach A b s a t z  1  sollen ungeklärte Fragen über die
Auslegung oder Anwendung der Vereinbarung zwischen
den Vertragsparteien zunächst in der bilateralen Arbeits-
gruppe für die Anwendung des Espoo-Übereinkommens
gelöst werden. Wenn keine Klärung erzielt werden kann,
soll eine Lösung durch die deutsch-polnische Kommis-
sion für nachbarschaftliche Zusammenarbeit auf dem
Gebiet des Umweltschutzes erfolgen.

A b s a t z  2  verweist für die Beilegung von Streitigkeiten
auf Artikel 15 des Espoo-Übereinkommens.

Zu Artikel 14 (Andere völkerrechtliche Verträge)

Gemäß Artikel 14 bleiben andere völkerrechtliche Ver-
pflichtungen der Parteien unberührt.

Zu Artikel 15 (Inkrafttreten und Kündigung der Ver-
einbarung)

Artikel 15 enthält Regelungen zum Inkrafttreten und zur
Kündigung der Vereinbarung.

Zu Anlage 1 (Muster für die Benachrichtigung)

Anlage 1 enthält ein Muster für die Benachrichtigung
gemäß Artikel 2 Abs. 1.

Zu Anlage 2 (Muster für die Empfangsbestätigung
der Benachrichtigung)

Anlage 2 enthält ein Muster für die Empfangsbestätigung
gemäß Artikel 2 Abs. 3. 

Zu Anlage 3 (Muster für die Teilnahmeerklärung)

Anlage 3 enthält ein Muster für die Teilnahmeerklärung
gemäß Artikel 2 Abs. 3.
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